
Bundessozialgericht

‚AZJ.s.3i.BA93—159. Im Namen des Volkes
>

' Urteil

in dem Rechtssheü

Zugestellt am
5° April 1974

Klägerin und Revisionsbeklagte7

g e g e n

Bundesversichérungsanstalt für Angestellte‚
Berlin 51, Ruhrstraße 2,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Beigeladenerz ‘“...

Der l° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 17° November 1970

durch

Präsident Prof° Dr° w a n n a g a t
‘ ; Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° S c h u b e r t ‚
Bundesrichter S c h m i d t h a l s ‚
Bundessozialrichter Dr° H a t e s a u 1 und

BUndessozialrichter D e m b o w 3 k i

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Baden—Württemberg von
11° Februar 1969 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Beigeladenen die außerge_

richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu
erstatten°

Im übrigen sind außergerichtliche Kosten des
ReVisionsverfahrens nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob zu Unrecht ent—

richtete Nachversicherungsbeiträge gemäß 5 146 Abs() 1 des

Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) zurückgefordert

werden können, nachdem der Versicherungsträger eine Auf—

rechnungsbescheinigung nach 5 124 Abs° 6 Satz 2 AVG er—\
teilt hat°

Der Beigeladene trat am 160 Juni 1952 bei der Klägerin als

Fernmcldepraktikant ein und wurde am 8° April 1954 als

Fernmeldeinspektoranwärter in das Beamtenverhältnis be—

rufen° Nachdem er vom 8° April 1954 bis zum 28° Februar

1957 an der Ingenieurschule der Klägerin studiert hatte‚

war er anschließend bei ihr als Beamter‚ zuletzt als tech"

nischer Fernmeldeinspektor beschäftigte Vom lo November

1961 an war er ohne Dienstbezüge beurlaubto Am 500 April

1962 schied er ohne Gewährung einer beamtenrechtlichen

Versorgung aus und nahm eine versicherungspflichtige Be—

schäftigung als technischer Angestellter bei einer Büro—

maschinengesellschaft auf° ‘

Am 17° Oktober 1965 entrichtete die Klägerin für den

Beigeladenen für die Zeit vom 16° Juni 1952 bis 7° April

1954 und vom 1° März 1957 bis 510 Oktober 1961 Nachver—

sicherungsbeiträge in Höhe von 4°528,86 DM° Die Beklagte
erteilte hierüber am 20° Januar 1964 eine Aufrechnungs—

bescheinigung nach 5 124 Abs° 6 Satz 2 AVG„ von der sie
der Klägerin und dem Beigeladenen je eine Ausfertigung

übersandte°

Im November 1965 bat die Klägerin die Beklagte um Rück—

zahlung der für die Zeit vom 160 Juni 1952 bis '70 April

1954 entrichteten Nachversicherungsbeiträge in Höhe von

456,40 DM, weil die damalige Beschäftigung des Beige—
. ‚ ‘ ‘ ‚ _ 5 _
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ladenen als Fernmeldepraktikant nach 5 12 Abs° l Nr° 4

AVG in der bis zum 51° Dezember 1956 geltenden Fassung

(AVG aF) versicherungsfrei gewesen sei° Die Beklagte

lehnte mit Bescheid vom 27° Januar 1967 und Widerspruchs—

bescheid vom 24° April 1967 die Rückzahlung ab° Zwar hätten
für die genannte Zeit«die Voraussetzungen für eine Nach—

versicherung gemäß 5 9 AVG nicht vorgelegen° Nachüer—

sicherungsbeiträge könnten aber nicht mehr nach 5 146

Abs° 1 AVG zurüékgefordert werden, wenn der Versicherungs—

träger gemäß 5 124 Abs° 6 Satz 2IAVG eine nicht ange—
fochtene Aufrechnungsbescheinigung erteilt habe° Diese

stelle alsdann einen die Nachversicherungspflicht ab—

schließond regelnden und die Beitragspflicht feststellen—

den Verwaltungsakt dar, der alle Beteiligten gemäß 5 77

des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) binde„

Das Sozialgericht (SG) Stuttgart hat mit Urteil vom
14° März 1968 die gegen den Widerspruchsbescheid erhobene

Klage abgewiesen° Das Landessozialgericht (LSG) Baden—
Württemberg hat — unter Zulassung der Revision — das

Urteil des SG sowie den Bescheid der Beklagten vom
27° Januar 1967 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 24° April 1967 aufgehoben und die Beklagte verurteilt‚

der Klägerin 456,40 DM zurückzuzahlen (Urteil vom 110 Fe—

bruar 1969)° Nach seiner Auffassung steht die Aufrechnungs-

bescheinigung der Beklagten vom 200 Januar 1964 der Rück—

forderung der zu Unrecht entrichteten Nachversicherungs—

beiträge gemäß 5 146 Abs° 1 AVG nicht entgegen, weil sie
ebenso wie die Aufrechnungsbescheinigung nach 5 154 Abso2

.AVG kein Verwaltungsakt sei°

Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt° Die

Revisionsbegründungsfrist ist bis zum 24° Juni 1969 ver—
längert worden, die Revisionsbegründungsschrift jedoch

erst am 25° Juni 1969 beim Bundessozialgericht (BSG) einge—

gangen° Gegen die Versäumung der Revisionsbegründungs—

frist_hat die Beklagte Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand beantragt°
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Die Revision rügt unrichtige Anwendung des 5 146 Abs° 1

AVGo Sie hält an ihrer Auffassung fest und beantragt, das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung der Kläge—
‘rin gegen das Urteil des SG Stuttgart vom 14° März 1968

zurückzuweisen°

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Der Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne_

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt°

‘II

Die Revision der Beklagten ist zulässig, aber nicht

begründet°

Gegen die Versäumung der Revisionsbegründungsfrist ist

der Beklagün1auf ihren Antrag gemäß 5 67 Abso 1 SGGWieder»
einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren‚ weil die

Fristversäumnis nicht auf ihrem Vérschulden beruht° Durch

den Vermerk über die Absendung der Revisionsbegründungs—

schrift ist glaubhaft gemacht‚ daß sie am 20° Juni 1969

zur Post gegeben worden ist‚ also zu einem Zeitpunkt„ an

dem erfahrungsgemäß mit hinreichender Sicherheit erwartet

werden durfte, daß sie bei regelmäßigem Beförderungsver—

lauf rechtzeitig bis zum 240 Juni 1969 beim Revisionsge—

richt eingehen würde (BSG in SozR Nr0117 zu 5 67 SGG)°

Der Entscheidung des LSG, daß die Beklagte die Nachver—

‚ sicherungsbeiträge im Betrage von 456,40 DM zurückzu—

zahlen hat, ist beizutreteno

Diese Beiträge hat die Klägerin für den Beigeladenen i„S„

des 5 146 AVG zu Unrecht eintrichtet° @ 146 AVG gilt auch
für Beiträge, die der Arbeitgeber zur Durchführung der
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Nachversicherung eines Beschäftigten gemäß 5 9 i„V„m°

@ 124 AVG in der irrtümlichen Annahme der Nachver—

sicherungspflicht zu Unrecht entrichtet hat (BVA AN 52,

192; Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung 8° 626 s

IV; Hanow—Lehmann»Bogs EVO, 4° Buch‚ Rentenversicherung

der Arbeiter, 5° Auflo @1402 Rdnr° 11; Köhler, Das
Naehversicherungsrecht, 1955 SO 125)° Für die Rückfor—

derung zu Unrecht entrichteter Nachversicherungsbeiträg€

sieht das Gesetz eine von der Vorschrift des @ 146 AVG ab—

weichende Regelung nicht vor„ Auch die Eigenart des Naeh—

versicherungsverhältnisses (vglo BSG 12, 179‚ 181; 27,

164 ff) steht der Anwendung der Vorschrift nicht ent—

gegen„ Mit % 146 AVG verfolgt das Gesetz ganz allgemein
den Zweck, durch Begründung des Rückforderungsanspruchs

leine Vermögensverschiebung wieder rückgängig zu machen‚

die dadurch eingetreten ist, daß mit der zu Unrecht er—

folgten Beitragsentrichtung an eine öffentlich—rechtliche

Körperschaft eine Leistung ohne Rechtsgrund bewirkt werden

ist (vgl° hierzu Kommentar zur Reichsversicherungsordnung‚

herausgegeben vom Verband der Rentenversicherungsträger

—VerbKom—RVO @ 1424 Anm° 5; Gesämtkomm° EVO 5 1424 Anmol)o

Dieser Gesetzeszweck gilt in gleicher Weise für den Fall‚
daß der Arbeitgeber Nachversicherungsbeiträge an den Ver—

sicherungsträger zu Unrecht entrichtet hat°

Der Beigeladene war für die Zeit vom 16° Juni 1952 bis

zum 7° April 1954 nach 5 9 AVG nicht nachzuversichern,

weil seine Versieherungsfreiheit auf 5 12 Abs° 1 Nr° 4
AVG aF beruhte (Art„ 2 594 Abso 1 Angestelltenversiche-
rungs—Neuregelungsgesetz)° Für diese Zeit war mithin ein

Nachversieherungsverhältnis gemäß 5 9 AVG nicht entstanden„

Die Klägerin schuldete der Beklagten deshalb für diese
Zeit auch keine Nachversicherungsbeiträge° Sie hat die

Beiträge insofern zu Unrecht entrichtet°
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Gleichwohl wären diese nichtgeschuldeten Nachversichernngs—

beiträge, worauf die Beklagte mit Recht hinweist9 dann

\nicht im Sinne des 5 146 Abs° 1 AVG zu Unrecht — ohne

Rechtsgrund — entrichtet werden und könnten nicht zurück—

gefordert werden, wenn sie ihre Rechtsgrundlage in einem

nach 5 77 SGG für die Beteiligten in der Sache bindend

gewordenen Verwaltungsakt finden würden, mit dem die

Beitragspflicht der Klägerin für die hier streitige Zeit

festgestellt ist, mag dieser bindende Verwaltungsakt auch

der materiellen Rechtslage nicht entsprechen° Zu Unrecht
Wären die Beiträge erst entrichtet‚ nachdem ein dahinge—

hender Bescheid der Beklagten aufgehoben werden wäre‚ wie

dies auch sonst bei zu Unrecht gewährten Leistungen gilt

(BSG ?, 275 ff; 20, 225)° Die Beklagte meint‚ die Auf—

rechnungsbescheinigung vom 200 Januar 1964? die sie gemäß

5 124 Abs° 6 Satz 2 AVG erteilt und dem Beigeladenen
sowie in Abschrift der Klägerin übersandt hat, stelle

einen solchen bindenden Verwaltungsakt dar° Dem kann

indessen nicht beigepflichtet werden°

Die Nachversicherungspflicht tritt gemäß 5 9 AVG kraft
Gesetzes ein() Sie bildet einen selbständigen Rechtsgrund

für die öffentlich—rechtliche Pflicht des Arbeitgebers

zur Entriehtung von Beiträgen für die Zeit einer ver—
sicherungsfreien Beschäftigung (BSG 27, 1649 165; Jantz—

Zweng, Rentenversicherung, 2° Auflo @ 1252 RVO‚ Anm° 130

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG entsteht bei

der Nachversicherung das gesetzliche Versicherungsver—

hältnis und damit in der Regel auch die Pflicht des

Arbeitgebers, die Nachversicherungsbeiträge zu entrichten,

mit dem unversorgten Ausscheiden des Beschäftigten aus der

versicherungsfreieh Beschäftigung (BSG l‚ 2l9‚ 222; ll„
278, 285; 12, 179‚ 181; 27‚ 164, 165)° Der Arbeitgeber

schuldet mithin auf Grundidee entstandenen Nachver—

sicherungsverhältnisses die Beiträge für versicherungs—

freie Beschäftigte in einem Betrage kraft Gesetzes in

ähnlicher Weise wie der Arbeitgeber sonst auf Grund des
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Versicherungsverhältnisses die Beiträge für versicherunge—

pflichtige Beschäftigte kraft Gesetzes gemäß@l18 AVG
laufend zu entrichten hat (BSG ll, 278 f)o Schon deshalb

kann der Auffassung nicht zugestimmt werden, die Vor—

schriften des 5 12# Abs° 6 AVG stellten klar, daß der

Träger der Rentenversicherung auf das Nachversicherungs—

angebot _ des Arbeitgebers — hin einen besonderen Vér—

waltungsakt zu erlassen habe, der materieller Natur sei

und zugleich ein Anerkenntnis im Sinne des 5 145 AbSe 5

Satz 2 AVG enthalte (so Koch/Hartmann/von Altrock/Fürst

AVG 5 9 AVG Anm° III, 5)° Im Falle der Nachversicherung
genügt vielmehr der Arbeitgeber durch die Entrichtung der

Beiträge in einer Summeund durch die Übersendung der
Bescheinigung über die versieherungsfreien Besehäftigungs—

zeiten und die Höhe der Bruttoentgelte (einer Entgeltsbe-

scheinigung — vgl° Elsholz—Theile, Die gesetzliche Renten—
versicherung‚ Syn° Kom Nr° 125 Anm° 8'b) an die Bundes—

vorsicherungsanstalt für Angestellte (BfA) gemäß 5 124

Tb5° 6 Satz 1 AVG im wesentlichen der gleichen gesetz—

liche en l£licht‚ wie sie bei einer verschherungspflichtigen

Bosckhfeigung für den Arbeitgeber besteht, der die Bei—

träge laufend zu entrichten und zum Nachweis der durch

Abführung an eine Einzugsstelle entrichteten Beiträge

(5 155 Abs° 1 AVG) die Beschäftigungszeiten und Arbeits—
entgelte in die Versicherungskarte des Beschäftigten

einzutragen hat (@ 123 Abs° l und 2 AVG)° Die Nachver—
sicherung wird somit dureh die einmalige Beitragsent-

richtung des Arbeitgebers an den Versicherungsträger be—

reits durchgeführt (Elsholz—Theile aoa<_‚0° Nr° 125 Anne

1 b), ohne daß ein die Nachversicherung feststellender

Verwaltungsakt zuvor oder nachträglich zu ergehen hätteo

Dementsprechend erfüllt die BfA lediglich eine ihr aus
dem gesetzlich begründeten Nachversicherungsverhältnis

obliegende öffentlich-rechtliche Beurku.ndungspflicht,

wenn sie gemäß 5 124 Abs° 6 Satz 2 AVG die in der Arbeit—

geberbescheinigung eingetragenen Zeiten und Entgelte in
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die von ihr auszustellende Aufrechnungsbescheinigung

}überträgt und sie dem Versicherten zusendet°

Der Zweck‚ den 5 124 Abs° 6 AVG verfolgt, stimmt mit dem
überein‚ der den entsprechenden Vorschriften über die

Entgäüäbescheinigungen der Arbeitgeber und über die Auf—

rechnungsbescheinigungen der Ausgabestellen bei der ver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung (55 125‚ 154 Abse 2
AVG) zugrunde liegt° Wie die in die Versicherungskarte

vom Arbeitgeber einzutragende EntgdüSbescheinigungen

(55 125, 155 Abs° 1 AVG) und die von den Ausgabestellen
auszustellenden Aufrechnungsbescheinigungen (@ 134 Abso 2
AVG) nur zum Nachweis der entrichteten Beiträge, der

Entgelte und der Beschäftigungszeiten dienen‚ so kommt

auch der nach 5 124 Abse 6 AVG vom Arbeitgeber auszu—
stellenden Entgemsbescheinigung und der von der BfA dem

Versicherten zu erteilenden Aufrechnungsbescheinigung in

der Regel nur die Bedeutung zu, die für den Nachweis des

Versicherungsverhältnisses rechtserheblichen Tatsachen

in der vorgeschriebenen urkundlichen Form festzustellen°

Der Revision kann nicht darin zugestimmt werden? daß bei

Durchführung der Nachversicherung "schlichte Verwaltungs—

hundlungon" ausgeschlossen seieno Haben weder der Arbeit—

geber noch der Versicherungsträger Zweifel darüber‚ daß

die gesetzlichen Voraussetzungen der Nachversicherung

‚eines Beschäftigten gemäß $ 9 AVG vorliegen, so wird die

Beitragsentrichtung, die Ausstellung der Entgehsbescheiniw

gung und die Beurkundung der Zeiten und Entgelte gemäß

%124Abs°6 AVGim wesentlichennachdenselbenGrund—
sätzen durchgeführt, die auch sonst bei der laufenden

versicherungspflichtigen Beschäftigung und Beitragszahlunß

Gemäß55 125, 155, 154 AVG zu beachten sind° Wie sich
hier in den meisten Fällen der Beitragseinzug durch

“schlichte Verwaltungshandlungen" vollzieht‚ ohne daß
die Einzugsstelle Verwaltungsakte setzt‚ die eine "Ent—

scheidung" über die Versicherungspflicht‚ die Beitrags—
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pflicht und die Beitragshöhe 1,8, des 5 121 Abs° ; AVG
enthalten (vgl° hierzu BSG 15, 118, 124), so erfolgt auch

bei Durchführung der Nachversicherung gemäß @ 9 AVG i°Vom°

@ 124 AVG der Beitfagseinzug der Nachversicherungsbei—

träge unmittelbar durch die BfA in der Regel durch

"schlichte Verwaltungshandlungen", ohne daß die BfA

Verwaltungsakte setzt, mit denen sie über die Nachversiche—

rungspflicht, die Beitragspflieht und die Beitragshöhe

"entscheidet"°

Hiermit ist bereits gesagt, daß die gemäß 5 124 Abs° 6
Satz 2 AVG erteilte Aufrechnungsbescheinigung der BfA,

nenn sie sieh auf die hier vorgesehenen Angaben beschränkt,

nur rcehtserhebliche Tatsachen feststellt, aber kein Ver-

waltungsakt ist, der für einen an dem Nachversieherungs—

verhältnis Beteiligten mangels Anfechtung im Sinne des ‘

$ 77 SGG in der Sache bindend werden könnte; denn diese
Bescheinigung als reine Béweisurkunde enthält keine Ent—

scheidung in der Sache, die in Bindung erwachsen könnte°

Die Vorschrift des 5 77 SGG setzt aber einen Verwaltungs—

akt voraus, mit dem in der Sache entschieden wird° Das

wäre nur dann der Fall, wenn die BfA mit einem Verwaltungs—

—akt die-sachliche Entscheidung getroffen hätte, daß die

Klägerin als Arbeitgeber nach 5 9 AVG ioVam° @@124, 125

AVGfür die Zeit v0m16° Juni 1952bis 70 April 1954die
in Frage stehenden Nachversicherungsbeiträge zu ent—

richten hat° Hieran aber fehlt es gerade° '

Der Ausstellung einer Bescheinigung nach 5 124 Abs° 6

Satz 2 AVG könnte allenfalls die Bedeutung eines be—

urkundenden Verwaltungsaktes zukommen; denn als öffentliche
Urkunde ist die Bescheinigung dazu bestimmt, in Ansehung

von Tatsachen eine besondere Beweiskraft herzustellen°

Ein solcher beurkundender Verwaltungsakt enthält über

seine Beurkundungswirkung hinaus aber keine Regelung einer

Rechtslage, da durch ihn nichts begründet oder geändert

wird; die von ihm unmittelbar ausgehende Rechtswirkung

_ 10 „
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erschöpft sich darin‚ daß die geschaffene öffentliche

Beweisurkunde eine erhöhte Beweiskraft hat (vgl° Forsthoff‚

Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 9° Aufl° S° 204)°

Zwar hat der llu Senat des BSG in seinem Urteil vom

8° Juli 1970 (SozR Nr° 1 zu 5 1412 EVO) entschieden„ daß

die Eintragung von Ersatz— und Ausfallzeiten in die Ver—

sicherungskarte durch den Versicherungsträger ein fest—
stellender Verwaltungsakt ist, mit dem der Versicherungs—

träger in bindender Weise die Ersatz— und Ausfallzeiten

von Versicherten feststellt° Mit Rücksicht auf die weit—

tragende Bedeutung eines die Beitragspflicht feststellen—
den Bescheides und im Hinblick auf die besonderen für

die Nachversicherung ebenfalls geltenden Vorschriften der

55 145 Abs° 2 und 5, 146 Abs° 1 und 2 AVG könnte jedoch
allenfalls ausnahmsweise angenommen werden„ daß die bloße

Eintragung von Beschäftigungszeiten und Entgelten in die

Aufrechnungsbescheinigung ein Verwaltungsakt ist, mit dem

die BfA verbindlich feststellt, daß für die eingetragenen

Beschäftigungszeiten die Nachversicherung durchzuführen

war und daß die Beiträge des Arbeitgebers auf Grund einer
ihn treffenden Beitragspflicht zu zahlen waren und wirk—

sam entrichtet sind° Ein über die Beitragspflicht und die

Nachversicherung entscheidender Verwaltungsakt liegt da—

gegen insbesondere dann nicht vor, wenn der Versicherungsm‘

träger erkennbar ohne Ermittlung der für eine solche

sachliche Entscheidung erforderlichen Tatsachen sich da—
rauf beschränkt hat, die in der Entgéüshescheinigung des

Arbeitgebers enthaltenen Eintragungen nur auf offensichtw

liche Unvollständigkeiten und offenbare Unrichtigkeiten

hin zu prüfen, und sodann die Zeiten und die Entgelte
gemäß 5 124 Abs° 6 Satz 2 AVG beurkundet und dem Ver-
sicherten die Aufrechnungsbescheinigung erteilt und sie

auch dem Arbeitgeber übersandt hat.(vgl° hierzu BSG in

SozR Nr° 5 zu 5 1421 RVO sowie BSG ll, 248)°
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Die verwaltungsmäßige Bearbeitung der Nachversicherungs—

* fälle gemäß 5 9 AVG durch die BfA zeigt ebenfalls, daß

diese sich in der Regel darauf beschränkt, die Eintragun—

gen des Arbeitgebers in der nach 5 124 Abs° 6 Satz 1 AVG
ausgestellten Entgeltsbescheinigung auf ihre formelle

Vollständigkeit und ihre äußere Richtigkeit zu überprüfen,

und daß sie sodann die Zeiten und Entgelte beurkundat und

dem Versicherten die Aufrechnungsbescheinigung erteilt„‘

Die für eine sachliche Entscheidung über die Nachver—

sicherungspflicht des Beschäftigten während der einzelnen

versicherungsfreien Beschäftigungszeiten und über die
Beitragspflicht des Arbeitgebers unentbehrlichen tat—

sächlichen Feststellungen werden dagegen in der Regel nicht

getroffen, wie insbesondere der vorliegende Rechtsstreit.

.zcigt„ Auch hier ist keine besondere sachlich—rechtliche

Erüfuhg der Nachversicherungspflicht für die einzelnen

- Zeiten erfolgt, weil die BfA andernfalls hätte feststellen

müssen, daß der Beigeladene für die Zeit vom 16° Juni
1952 bis 7° April 1954 nicht nach 5 9 AVG nachzuversichern

Kill" :)

Da es mithin an einem Verwaltungsakt der Beklagten BfA
fehlt, mit dem sie bindend über die Pflicht zur Zahlung

der Nachversicherungsbeiträge für die Zeit vom 16° Juni
1952 bis 7° April 1954 sachlich entschieden hat, sind

die Beiträge für diese Zeit im Sinne des 5 146 Abs° 1
AVG zu Unrecht entrichtet worden, so daß der Anspruch

der Klägerin auf Rückzahlung der Beiträge gegen die

BfA — da die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind —
begründet isto '

Die Revision der Beklagten muß aus diesen Gründen

zurückgewiesen werden.:

_ 12 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2.12-

Die Kostenentsöheidung folgt aus 5 195 SGG„
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